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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1463/70 des Rates vom 20. Juli 1970 über die Einführung eines 
Kontrollgeräts im Straßenverkehr 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päisdien Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 543/69 des 
Rates vom 25. März 1969 über die Harmonisierung 
bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr^), 
geändert durch Verordnung (EWG) Nr. 575/72 2), ins- 
besondere auf Artikel 16, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Anwendung der Verordnung Nr. 1463/70 
des Rates vom 20. Juli 1970^) sind Meinungsver- 
schiedenheiten über die Auslegung bestimmter Ver- 
ordnungsvorschriften zutage getreten. Es erscheint 
angezeigt, einige Änderungen anzubringen, um ein- 
mal den Wortlaut genauer zu fassen und die richtige 
Auslegung zu erleichtern und um zum anderen die 
neuesten bau- und betriebstechnischen Erfahrungen 
zu berücksichtigen. 

Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Mitglied- 
staaten über eine EWG-Bauartgenehmigung muß die 
Kommission über diesen Streitfall entscheiden, falls 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 77 
vom 29. März 1969, S. 49 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 67 
vom 20. März 1972, S. 11 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 164 
vom 27. Juli 1970, S. 1 


die Mitgliedstaaten ihn binnen eines Monats nicht 
haben beilegen können. 

Er erscheint zweckmäßig, in Anhang I sämtliche 
technischen Bedingungen betreffend Bau, Einbau 
und Nachprüfung der Geräte aufzuführen. 

Wegen des Fortschritts der Technik ist eine rasche 
Anpassung der in den Anhängen zur Verordnung 
(EWG) Nr. 1463/70 festgelegten technischen Vor- 
schriften erforderlich. Um die Durchführung der hier- 
für erforderlichen Maßnahmen zu erleichtern, ist ein 
Verfahren vorzusehen, mit dem eine enge Zusam- 
menarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der 
Kommission im Rahmen des Ausschusses für die An- 
passung der Verordnung (EWG) Nr. 1463/70 an den 
technischen Fortschritt eingeführt wird. 

Im Interesse der Normung und der daraus ent- 
stehenden Einsparungen empfiehlt es sich, vorzu- 
schreiben, daß jeder Gerätetyp in der Lage sein muß, 
vier Zeitgruppen aufzuzeichnen. 

Um die Bedingungen, unter denen Einbauprüfun- 
gen und Nachprüfungen vorzunehmen sind, einander 
annähern zu können, erscheint es zweckmäßig, über 
diese Bedingungen genauere Angaben zu machen 
und insbesondere die Möglichkeit der Ersteichung 
des Gerätes vorzusehen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1463/70 er- 
hält folgende Fassung: 

„Das Kontrollgerät muß in Fahrzeugen eingebaut 
und benutzt werden, die der Personen- oder Güter- 
beförderung im Straßenverkehr dienen und in einem 
Mitgliedstaat zugelassen sind, ausgenommen 
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a) die in Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 
543/69, geändert durch Artikel 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 515/72, genannten Fahrzeuge, 

b) Fahrzeuge für die Personenbeförderung im Li- 
nienverkehr, wenn die Entfernung zwischen den 
Endhaltestellen mehr als 50 km beträgt." 

Artikel2 

Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
1463/70 erhält folgende Fassung: 

„1. Ab 1. Januar 1975 sind Einbau und Benutzung 
eines Kontrollgeräts obligatorisch: 

a) bei Inbetriebnahme für die von diesem Zeit- 
punkt an erstmals zugelassenen Fahrzeuge; 

b) bei den Fahrzeugen zur Beförderung gefähr- 
licher Güter, unabhängig vom Zeitpunkt 
ihrer Erstzulassung." 

Artikel 3 

Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 1463/70 wird 
durch nachstehenden Absatz 2 ergänzt: 

„Änderungen oder Ergänzungen eines Musters, 
für das die Bauartgenehmigung bereits erteilt ist, be- 
dürfen einer Nachtrags-EWG-Bauartgenehmigung 
des Mitgliedstaates, der die ursprüngliche Bauart- 
genehmigung erteilt hat." 

Artikel 4 

Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 1463/70 er- 
hält folgende Fassung: 

„1. Stellt ein Mitgliedstaat, der eine EWG-Bauart- 
genehmigung gemäß Artikel 7 erteilt hat, fest, 
daß Kontrollgeräte oder Schaublätter mit dem 
von ihm erteilten EWG-Prüfzeichen nicht den 
von ihm zugelassenen Muster entsprechen, so 
trifft er die erforderlichen Maßnahmen, um die 
Übereinstimmung der Fertigung mit dem zuge- 
lassenen Muster sicherzustellen. Die zuständi- 
gen Behörden dieses Mitgliedstaats unterrichten 
die Behörden der übrigen Mitgliedstaaten von 
den getroffenen Maßnahmen, die gegebenen- 
falls bis zum Entzug der EWG-Bauartgenehmi- 
gung gehen können. 

2. Der Mitgliedstaat, der eine EWG-Bauartgeneh- 
migung erteilt hat, muß diese widerrufen, wenn 
das Kontrollgerät oder das Schaublatt, wofür 
die Bauartgenehmigung erteilt worden ist, als 
nicht im Einklang mit den Vorschriften der Ver- 


ordnung und ihrer Anhänge stehend anzusehen 
sind oder bei ihrer Verwendung einen Fehler 
allgemeiner Art erkennen lassen, der sie für 
ihren Zweck ungeeignet macht. Die zuständigen 
Behörden dieses Mitgliedstaats unterrichten die 
Behörden der übrigen Mitgliedstaaten sowie die 
Kommission von den getroffenen Maßnahmen. 

3. Wird der Mitgliedstaat, der eine EWG-Bauart- 
genehmigung erteilt hat, von einem anderen 
Mitgliedstaat darüber unterrichtet, daß einer der 
in Absatz 1 oder 2 genannten Fälle vorliegt, so 
trifft er nach Anhörung dieses Staates ebenfalls 
die in diesen Absätzen vorgesehenen Maßnah- 
men. 

4. Auf jeden Fall teilen die zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten einander innerhalb eines 
Monats den Entzug einer EWG-Bauartgenehmi- 
gung sowie die dafür maßgeblichen Gründe mit. 

5. Bestreitet der Mitgliedstaat, der die EWG-Bau- 
artgenehmigung erteilt hat, daß die in Absatz 1 
und 2 genannten Fälle, auf die er von einem 
anderen Mitgliedstaat hingewiesen worden ist, 
gegeben sind, so bemühen sich die betreffenden 
Mitgliedstaaten um die Beilegung des Streitfalls 
und halten die Kommission dabei auf dem lau- 
fenden. 

Haben die Gespräche zwischen den Mitglied- 
staaten nicht binnen eines Monats nach der in 
Absatz 3 genannten Unterrichtung zu einem Ein- 
vernehmen geführt, so trifft die Kommission 
nach Anhörung der Sachverständigen sämtlicher 
Mitgliedstaaten binnen drei Monaten eine Ent- 
scheidung, die den beteiligten Mitgliedstaaten 
sowie den übrigen Mitgliedstaaten mitgeteilt 
wird. Diese Entscheidung ist sofort rechts- 
kräftig." 

Artikel 5 

Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 

1463/70 erhält folgende Fassung: 

„1. Beim Antrag auf eine EWG-Bauartgenehmigung 
für ein Schaublatt-Muster ist anzugeben, für 
welches Kontrollgerät (welche Kontrollgeräte) 
dieses Schaublatt-Muster bestimmt ist; für Ver- 
suche mit dem Schaublatt ist außerdem ein 
neues Kontrollgerät des entsprechenden Typs 
zur Verfügung zu stellen." 

Artikel 6 

Artikel 17 der Verordnung (EWG) Nr. 1463/70 

wird wie folgt geändert: 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramts vom 12. November 1975 1/4 — 680 70 — E — Str 6/75. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten vom 29. Oktober 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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1. In Absatz 2 erster Unterabsatz erhält der zweite 
Satz folgende Fassung: 

„Sie haben insbesondere 

— darauf zu achten, daß die Zeitmarkierung auf 
dem Schaublatt mit der gesetzlichen Zeit des 
Zulassungslandes übereinstimmt, 

— die Schaltvorrichtung des Kontrollgeräts so zu 
betätigen, daß die nachstehenden Zeitgrup' 
pen unterscheidbar auf gezeichnet werden: 

a) Lenkzeit, 

b) sonstige Arbeits- und Präsenzzeit, 

c) Arbeitsunterbrechung und Ruhezeit. 

Die unter b) genannten Zeitgruppen können ge- 
sondert auf dem Schaublatt angegeben werden.'' 

2. In Absatz 3 Buchstabe b werden der zweite und 
dritte Gedankenstrich gestrichen. 

3. Absatz 4 wird gestrichen. 

4. Die Absätze 5 und 6 werden Absätze 4 und 5. 

Artikel 7 

Kapitel VI der Verordnung (EWG) Nr. 1463/70 
wird wie folgt geändert: 

Artikel 21 wird zu Artikel 23; ihm werden fol- 
gende Vorschriften vorangestellt: 

„Artikel 21 

Die Änderungen, die zur Anpassung der Anhänge 
dieser Verordnung an den Fortschritt der Technik 
erforderlich sind, werden nach dem Verfahren gemäß 
Artikel 22 erlassen. 

Artikel 22 

1. Es wird ein Ausschuß zur Anpassung dieser Ver- 
ordnung an den Fortschritt der Technik einge- 
setzt, nachstehend „Ausschuß" genannt, der sich 
aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusammen- 
setzt und von einem Vertreter der Kommission 
geleitet wird. 

2. Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 

3. Falls auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen wird, wird der Ausschuß 
entweder auf Initiative des Vorsitzenden oder 
aber auf Antrag des Vertreters eines Mitglied- 
staates von seinem Vorsitzenden befaßt. 

4. Der Vertreter der Kommission legt dem Aus- 
schuß die zu treffenden Maßnahmen im Entwurf 
vor. Der Ausschuß gibt innerhalb einer Frist, die 
der Vorsitzende je nach Dringlichkeit der Frage 
festsetzen kann, eine Stellungnahme hierzu ab. 
Er beschließt mit einer Mehrheit von 41 Stimmen, 
wobei die Stimmen der Mitgliedstaaten nach 
Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages gewogen 
werden. Der Vorsitzende nimmt an der Abstim- 
mung nicht teil. 

5. a) Die Kommission erläßt die geplanten Maß- 

nahmen, wenn sie mit der Stellungnahme des 
Ausschusses übereinstimmen. 


b) Stimmen die geplanten Maßnahmen nicht mit 
der Stellungnahme des Ausschusses überein 
oder ist keine Stellungnahme ergangen, so 
unterbreitet die Kommission dem Rat unver- 
züglich einen Vorschlag mit den zu treffenden 
Maßnahmen. Der Rat beschließt mit qualifi- 
zierter Mehrheit. 

c) Falls der Rat nicht innerhalb von drei Mona- 
ten nach Vorlage des Vorschlags darüber be- 
schlossen hat, werden die vorgeschlagenen 
Maßnahmen von der Kommission erlassen." 


Artikel 8 

In Abschnitt I Buchstabe a des Anhangs I der 
Verordnung ist „ein in Kraftfahrzeuge eingebautes 
Gerät" durch „ein für den Einbau in Kraftfahrzeuge 
bestimmtes Gerät" zu ersetzen. 


Artikel 9 

Abschnitt III des Anhangs I der Verordnung wird 
wie folgt geändert: 

1. Buchstabe a Nummer 3.2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Jede Änderung eines Bauteils des Gerätes oder 
der Art der zu seiner Herstellung verwendeten 
Werkstoffe muß vor der allgemeinen Verwen- 
dung bei der Herstellung im Hinblick auf die 
Zulassung der Behörde gemeldet werden, die 
die Bauartgenehmigung erteilt hat." 

2. Buchstabe b Nummer 1.1 wird wie folgt ergänzt: 

„Zahlen, die jeweils 100 m darstellen, müssen 
ohne weiteres von denen zu unterscheiden sein, 
die ganze Kilometer darstellen." 

3. Buchstabe b Nummer 1.2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Zahlen des Wegstreckenzählers müssen gut 
lesbar sein und eine sichtbare Höhe von minde- 
stens 4 mm haben." 

4. Buchstabe b Nummer 3 erhält folgende Fassung: 
„Zeitmeßgerät (Uhr) 

Die Zeitanzeige muß außerhalb des Gerätes 
sichtbar sein und sich zuverlässig, leicht und 
unmißverständlich ablesen lassen." 

5. Unter Buchstabe c Nummer 1.1 wird das Wort 
„genau" gestrichen. 

6. Unter Buchstabe c Nummer 3.1 wird der Wort- 
laut nach dem zweiten Gedankenstrich durch 
folgenden Wortlaut ersetzt: 

„ — Das Verhältnis vom Krümmungsdurchmes- 
ser des Führungsbogens zur Breite des Ge- 
schwindigkeitsschreibfelds darf für alle 
Schaublattformen nicht kleiner als 2,4 sein." 

7. Buchstabe c Nummer 4.1 erhält folgende Fas- 
sung: 
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„4.1 Das Gerät muß so konstruiert sein, daß vier 
Zeitgruppen automatisch und getrennt auf- 
gezeichnet werden können. 

4.2 Das Gerät muß so beschaffen sein, daß die 
Kontrollbeamten nach etwaiger Öffnung 
des Gerätes die Aufzeichnungen der letzten 
neun Stunden vor dem Kontrollzeitpunkt 
ablesen können, ohne das Schaublatt zu 
verbiegen, zu beschädigen oder zu be- 
schmutzen. 

4.3 Das Gerät muß außerdem so beschaffen 
sein, daß ohne Öffnung des Gehäuses nach- 
geprüft werden kann, ob die Aufzeichnun- 
gen erfolgen." 

8. Unter Buchstabe c werden die Nummern 4.2 
und 4.3 in 4.4 bzw. 4.5 geändert. 

9. Unter Buchstabe e Nummer 1 dritter Gedanken- 
strich werden die Abkürzungen „min" und 
„max" dem Buchstaben V wie folgt als Kenn- 
wert beigeordnet; 

ffVmin.r V^max. 

10. Unter Buchstabe e Nummer 2: 

— werden nach dem vierten Gedankenstrich die 
Worte „bis auf mindestens zwei Stellen hin- 
ter dem Komma" gestrichen; 

— wird ein zusätzlicher Gedankenstrich mit fol- 
gendem Wortlaut hinzugefügt: 

„ — Falls das Gerät so neigungsempfindlich ist, 
daß hierdurch die zulässigen Fehlergrenzen 
bei den Angaben des Gerätes überschritten 
werden, die zulässige(n) Neigung(en) der 
Achse des Gerätes senkrecht zur Vorderseite 

in der Form . Die Winkel werden auf 

die waagerechte Stellung dieser Achse bezo- 
gen, wobei a — 90° oder mehr, aber weniger 
als ß beträgt, das wiederum + 90° oder we- 
niger ausmacht. Bei einer Neigung der Vor- 
derseite des Gerätes nach oben ist der oben 
genannte Winkel der Achse des Gerätes zur 
Waagerechten positiv; bei einer Neigung der 
Vorderseite nach unten ergibt sich in nega- 
tiver Winkel." 

11. a) Buchstabe f Nummer 1 a erhält folgende Fas- 

sung; 

„Zurücfcgelegte Wegstrecke: ±1 v. H. der 
tatsächlichen Wegstrecke, jedoch nicht weni- 
ger als 1 km" 

b) Buchstabe f Nummer 2 a erhält folgende Fas- 
sung: 

„Zurückgelegte Wegstrecke: ±2 v.H. der tat- 
tatsächlichen Wegstrecke, jedoch nicht weni- 
ger als 2 km" 

c) Buchstabe f dritter Absatz a) erhält folgende 
Fassung: 

„Zurückgelegte Wegstrecke: ± 4 v. H. der tat- 
sächlichen Wegstrecke, die mindestens 1 km 
beträgt" 

d) Buchstabe f erster Absatz b) erhält folgende 
Fassung: 


„3 km/h mehr oder weniger als die tatsäch- 
liche Geschwindigkeit" 

e) Buchstabe f zweiter Absatz b) erhält folgende 
Fassung: 

„4 km/h mehr oder weniger als die tatsäch- 
liche Geschwindigkeit" 

f) Buchstabe f dritter Absatz b) erhält folgende 
Fassung: 

„6 km/h mehr oder weniger als die tatsäch- 
liche Geschwindigkeit". 

Artikel 10 

Abschnitt V des Anhangs I der Verordnung (EWG) 
Nr. 1463/70 wird wie folgt geändert: 

1. Unter Nummer 3 erhält der zweite Satz des 
ersten Absatzes folgende Fassung: 

„Nach jeder Einbaunachprüfung durch einen zu- 
gelassenen Installateur ist das Einbauschild durch 
ein neues Schild zu ersetzen." 

2. Im zweiten Absatz von Nummer 3 wird der erste 
Satz wie folgt geändert; 

„Das Schild muß wenigstens die nachstehenden 
Angaben enthalten;" 

3. Nach dem zweiten Gedankenstrich von Num- 
mer 3 werden die Worte „mit drei Stellen hinter 
dem Komma" gestrichen. 

4. Nummer 4 a erhält folgende Fassung; 

„das Einbauschild, es sei denn, es ist so kon- 
struiert, daß es sich nicht ohne Vernichtung der 
Angaben entfernen läßt." 

5. Nummer 4 f erhält folgende Fassung: 

„Die in Kapitel III Buchstabe a Nummer 7.2 vor- 
gesehenen Gehäuse". 

Artikel 11 

Kapitel VI in Anhang I der Verordnung (EWG) 
Nr. 1463/70 erhält folgende Fassung: 

„VI. Einbauprüfungen und Nachprüfungen 

1. Bescheinigung für die neuen oder 
reparierten Geräte 

Für jedes neue oder reparierte Einzelgerät werden 
die ordnungsgemäße Arbeitsweise und die Genauig- 
keit der Angaben und Aufzeichnungen innerhalb der 
in Kapitel III Buchstabe f Nummer 1 festgelegten 
Grenzen durch die in Kapitel V Nummer 4 Buch- 
stabe f vorgesehene Plombierung bescheinigt. 

Die Mitgliedstaaten können zu diesem Zweck die 
Ersteichung vornehmen, die in der Nachprüfung und 
Bestätigung der Übereinstimmung eines neuen oder 
wieder instandgesetzten Gerätes mit dem genehmig- 
ten Muster und/oder den Anforderungen der Ver- 
ordnung und ihrer Anhänge besteht, oder die Be- 
scheinigung den Herstellern oder ihren Beauftragten 
übertragen. 
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2. Einbau 

Bei dem Einbau in ein Kraftfahrzeug müssen das 
Gerät und die Gesamtaniage den Vorschriften über 
die in Kapitel III Buchstabe f Nummer 2 festgeleg- 
ten zulässigen Fehlergrenzen entsprechen. 

Die bei der Nachprüfung erforderlichen Versuche 
werden von dem zugelassenen Installateur unter 
seiner Verantwortung durchgeführt. 

3. Regelmäßige Nachprüfungen 

a) Regelmäßige Nachprüfungen der in Kraftfahr- 
zeugen eingebauten Geräte erfolgen mindestens 
alle zwei Jahre und können im Rahmen der tech- 
nischen Überwachung der Kraftfahrzeuge durch- 
geführt werden. 

überprüft werden insbesondere: 

— ordnungsgemäße Arbeitsweise des Geräts; 

— Vorhandensein des Bauartgenehmigungszei- 
chens auf den Geräten; 

— Vorhandensein des Einbauschildes; 

— Unversehrtheit der Plomben des Geräts und 
der anderen Einbauteile; 

— gegebenenfalls tatsächlicher Umfang der 
Reifen. 


b) Die Nachprüfung der Einhaltung der Vorschriften 
in Kapitel III f Nummer 3 über die zulässigen 
Fehlergenzen während der Benutzung wird min- 
destens alle sechs Jahre einmal vorgenommen; 
die einzelnen Mitgliedstaaten dürfen für die in 
ihrem Hoheitsgebiet zugelassenen Kraftfahr- 
zeuge auch eine kürzere Frist vorschreiben. 

4. Messung der Anzeigefehler 

Die Messung der Anzeigefehler beim Einbau und 
während der Benutzung wird unter folgenden Bedin- 
gungen durchgeführt, die als normale Prüfbedingun- 
gen anzusehen sind: 

— unbeladenes Fahrzeug, in fahrbereitem Zustand; 

— Reifendruck gemäß den Angaben des Herstellers; 

— Reifenabnutzung innerhalb der gesetzlich zuläs- 
sigen Grenzen; 

— Bewegung des Fahrzeugs: das Fahrzeug muß sich 
mit eigener Motorkraft geradlinig auf ebenem 
Gelände und mit einer Geschwindigkeit von 
50 ± km/h fortbewegen; 

— die Kontrolle kann auch auf einem Prüfstand mit 
geeigneter Rollvorrichtung durchgeführt werden.“ 
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Begründung 


I. Allgemeine Erwägungen 

Bei der Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 
1463/70 vom 20. Juli 1970 haben sich einige Ände- 
rungen als notwendig erwiesen, um eine einheit- 
liche, richtige Auslegung des Wortlauts zu erleich- 
tern und den praktischen Erfordernissen aufgrund 
der zwischenzeitlich erworbenen Erfahrungen beim 
Bau und Betrieb des Geräts Rechnung zu tragen. 

Die Kommissionsdienststellen haben die Frage im 
Februar, März und November 1974 sowie im März 
1975 mit den einzelstaatlichen Sachverständigen er- 
örtert. 

Nach diesen Sitzungen sieht sich die Kommission 
veranlaßt, zu dieser Verordnung die nachstehenden 
Änderungen vorzuschlagen. Konzeption und tech- 
nische Konstruktionsmerkmale des Kontrollgeräts, 
wie sie in der bereits verabschiedeten Verordnung 
vorgesehen sind, bleiben hiervon im wesentlichen 
unberührt. 

Etwaige Bedenken darüber, daß eine Verordnung 
geändert wird, wenn eine auf dieser Verordnung 
basierende Industrieproduktion bereits angelaufen 
ist, dürften hierdurch ausgeräumt werden. 

Bei den wenigen technischen Änderungen, die ge- 
plant sind, handelt es sich nämlich um eine Locke- 
rung der geltenden Vorschriften; die aufgrund der 
derzeitigen Verordnung erteilte Bauartgenehmigung 
für einen Gerätetyp ist daher nicht betroffen. 


11. Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln 

Za Artikel 1 

Die Verordnung Nr. 1463/70 dient zur besseren und 
leichteren Überwachung der Anwendung bestimm- 
ter Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 
des Rates vom 25. März 1969. Ihr Anwendungsbe- 
reich erstreckt sich auf die gleichen Fahrzeugkatego- 
rien wie die Verordnung Nr. 543/69. Nach Änderung 
des Anwendungsbereichs dieser Verordnung durch 
Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 515/72 des 
Rates vom 28. Februar 1972 — • eine weitere Fahr- 
zeugkategorie wurde auf die Liste der vom Anwen- 
dungsbereich ausgenommenen Fahrzeuge gesetzt — 
muß Artikel 3 der Verordnung Nr. 1463/70 zur Über- 
einstimmung der beiden Anwendungsbereiche ent- 
sprechend geändert werden. 

Za Artikel 2 

Diese neue Formulierung ist deutlicher als der ent- 
sprechende Artikel der Verordnung Nr. 1463/70. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 164 
vom 27. Juli 1970 


Zu Artikel 3 

Änderungen oder Ergänzungen eines Musters, für 
das die EWG-Bauartgenehmigung bereits erteilt ist, 
bedürfen einer Nachtrags-EWG-Bauartgenehmigung, 
damit die Herstellung des neuen Kontrollgerätmu- 
sters immer in Übereinstimmung mit einem Muster 
erfolgt, für das Bauartgenehmigung erteilt ist. 

Zu Artikel 4 

Artikel 10 Abs. 2 der Verordnung Nr. 1463/70 sieht 
den Streitfall vor, der auftreten kann, wenn der Mit- 
gliedstaat, der die EWG-Bauartgenehmigung für ein 
Kontrollgerät oder ein Schaublatt gewährt hat, das 
Vorliegen einer Abweichung, auf die er von einem 
anderen Mitgliedstaat hingewiesen worden ist, be- 
streitet. 

Nicht vorgesehen wurde dagegen die abweichende 
Auffassung von Mitgliedstaaten über einen Fehler 
allgemeiner Art, der das Kontrollgerät oder das 
Schaublatt für ihren Verwendungszweck ungeeignet 
machen würde, oder über die Erteilung der Bauart- 
genehmigung für ein Kontrollgerät oder ein Schau- 
blatt, die nach Ansicht eines Mitgliedstaates nicht 
den Verordnungsvorschriften entsprechen. ^ 

Zudem spielt die Kommission nach Artikel 10 Ab- 
satz 2 der Verordnung Nr. 1463/70 bei der Beilegung 
der Streitfälle nur eine geringe Rolle. Dies hat sich 
als wenig zufriedenstellend erwiesen, da die Mit- 
gliedstaaten die Zulassung oder den Betrieb der mit 
dem Kontrollgerät ausgerüsteten Fahrzeuge nicht 
aus Gründen ablehnen bzw. verbieten können, die 
mit dieser Ausrüstung Zusammenhängen, wenn das 
Gerät das EWG-Prüfzeichen aufweist. Dadurch, daß 
keine Frist für eine Entscheidung über den Streitfall 
festgelegt ist, können zudem wesentliche Kosten für 
Verbraucher und Hersteller entstehen. 

Die neue Fassung berücksichtigt auch die obenge- 
nannten Meinungsverschiedenheiten und schreibt 
vor, daß die Kommission, falls die beteiligten Mit- 
gliedstaaten sich nicht binnen eines Monats haben 
einigen können, nach Anhörung der Sachverständi- 
gen aller Mitgliedstaaten binnen höchstens drei Mo- 
naten eine Entscheidung trifft. 

Zu Artikel 5 

Mit dieser Vorschrift sollen die Versuche erleich- 
tert werden, die während des Verfahrens der Ertei- 
lung einer Bauartgenehmigung für ein Schaublatt 
erforderlich sind. 

Zu Artikel 6 

1. Da die Stellungen der Schaltvorrichtung des Kon- 
trollgeräts und die Zeitgruppen, die Aufschluß 
über die Tätigkeit des Fahrpersonals geben, über- 


6 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4307 


einstimmen müssen, empfiehlt es sich, die sich 
hierauf beziehende Vorschrift durch die genaue 
Angabe der Zeitgruppen zu ergänzen, deren Auf- 
zeichnung nunmehr Vorschrift ist. 

2. Die Vorschrift in Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe d 
zweiter und dritter Gedankenstrich der Verord- 
nung für den Fall der Verwendung von Blattbün- 
deln haben sich schließlich als nicht notw'endig 
erwiesen und können außerdem eine Beschädi- 
gung der Schaublätter bei den hierzu erforder- 
lichen Handgriffen herbeiführen. 

3. Artikel 17 Abs. 4 der Verordnung betrifft eher 
die Bauart des Gerätes, und die beiden hier ge- 
nannten Bedingungen sind technischer Art. Der 
genannte Absatz wird daher gestrichen und in 
Anhang I, Kapitel 3 c, Absatz 4 übernommen. 

Zu Artikel 7 

Um in diesem Bereich mit der Technik voranzuschrei- 
ten, empfiehlt es sich, ein hinreichend anpassungs- 
fähiges Anderungsverfahren anwenden zu können. 
Hierzu wird ein Ausschuß für die Anpassung dieser 
Verordnung an den Fortschritt der Technik einge- 
richtet. Dieser Ausschuß setzt sich aus Vertretern der 
Mitgliedstaaten zusammen und wird von einem Ver- 
treter der Kommission geleitet. Die Arbeitsweise 
dieses Ausschusses entspricht der Arbeitsweise der 
Ausschüsse, die im Rahmen der Beseitigung der tech- 
nischen Handelshemnisse im Industriesektor einge- 
setzt worden sind. 

Zu Artikel 8 und 9 Absatz 1, 3 und 4 

Überarbeitung der Abfassung zur größeren Klarheit 
des Textes. 

Zu Artikel 9 Absatz 2 

Mit dieser Präzisierung soll jeder Verwechslung 
zwischen Zahlen, die jeweils einhundert Meter an- 
geben, und denen ausgeschaltet werden, die ganze 
Kilometer darstellen. 

Zu Artikel 9 Absatz 5 

Im Anhang I der Verordnung, Kapitel III c, 1. Ab- 
satz heißt es, daß das Schaublatt so beschaffen sein 
muß, daß die Zeitmarkierung auf dem Schaublatt 
genau mit der Zeitangabe der Uhr übereinstimmt. 
Der in dem Wort „genau“ enthaltene Genauigkeits- 
begriff in seinem eigentlichen Sinn kann, wenn er 
sich auf ein Meßgerät bezieht, unterschiedlich aufge- 
faßt werden; daher ist es vorgezogen worden, das 
Wort „genau“ zu streichen. 

Zu Artikel 9 Absatz 6 

Bei einer Untersuchung über das Verhältnis vom 
Krümmungsdurchmesser des Führungsbogens zur 
üblichen Breite des Geschwindigkeitsschreibfelds hat 
sich ergeben, daß das in der Verordnung vorgese- 


hene Verhältnis von 5 bei Schaublättern in Schei- 
benform insofern von Nachteil ist, als sich die Um- 
drehungsachse des Schreibstiftes dann außerhalb des 
gegenwärtigen normalerweise hergestellten Gehäu- 
ses befinden würde. Bei derselben Untersuchung hat 
sich ferner gezeigt, daß dieses Verhältnis ohne Nach- 
teil für Lesbarkeit und Auswertung der Aufzeichnun- 
gen von 5 auf 2,5 oder 2,4 vermindert werden kann. 

Da für Schaublätter in Bandform dieses Verhältnis 
auf 2,4 festgesetzt ist, empfiehlt sich für beide Schau- 
blattformen ein Verhältnis von 2,4. 

Zu Artikel 9 Absatz 7, 4.1 

Nach der Verordnung Nr. 1463/70 müssen die Kon- 
trollgeräte, die nur drei Zeitgruppen aufzeichnen, so 
gebaut sein, daß sie für die Eintragung einer weite- 
ren Zeitgruppe geändert werden können. 

Es ist darauf hingewiesen worden, daß für zwei 
identische Geräte, von denen eins jedoch 4 Zeitgrup- 
pen und das andere nur drei Zeitgruppen aufzeich- 
nen würde, allein aus dem Grund, daß die Geome- 
trie der verwendeten Blätter in den meisten Fällen 
nicht übereinstimmen würde, nicht das gleiche Ge- 
nehmigungszeichen erteilt werden könnte. Außerdem 
müßte eine neue Genehmigung erteilt werden, wenn 
die Geräte, die 3 Zeitgruppen aufzeichnen, für die 
Eintragung von 4 Zeitgruppen, wie in der Verord- 
nung vorgesehen, umgebaut werden sollten. Aus 
diesen Gründen empfiehlt es sich, für jeden Geräte- 
typ die Aufzeichnung von 4 Zeitgruppen vorzu- 
schreiben. 

Der Selbstkostenpreis des Gerätes wäre zudem nicht 
wesentlich höher als der Preis für ein Gerät, das 

3 Zeitgruppen aufzeichnet, aber so beschaffen ist, 
daß es gegebenenfalls für die Aufzeichnung von 

4 Zeitgruppen umgebaut werden kann. Die genannte 
Änderung stellt einen ersten Schritt in Richtung auf 
eine Normung dieser Gerätekategorie dar. 

Zu Artikel 9 Absatz 7, 4.2 

Um eine unterschiedliche Auslegung der Worte 
„ohne weitere Handgriffe" zu vermeiden, werden 
diese ersetzt durch: „ohne das Schaublatt zu verbie- 
gen, zu beschädigen oder zu beschmutzen“. 

Zu Artikel 9 Absatz 9 

Präzisierung der verwendeten Abkürzungen. 

Zu Artikel 9 Absatz 10 

Erfahrungsgemäß liegen die Angaben und Aufzeich- 
nungen vieler Kontrollgeräte nur dann innerhalb 
der im Anhang I, Kapitel III, f festgelegten Fehler- 
grenzen, wenn die genannten Geräte bis zu einem 
ganz bestimmten Neigungswinkel zur Horizontalen 
angebracht werden. 

Dieser Neigungsbereich muß daher auf dem Typen- 
schild der Geräte vermerkt werden, damit die Geräte 
in der richtigen Neigungslage eingebaut werden. 
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Zu Artikel 9 Absatz 11 

Durch einige Streichungen, Zusätze oder Änderun- 
gen wird der Text der Verordnung klarer und die 
Kontrolle der zulässigen Fehlergrenzen in der Praxis 
erleichtert. 

Zu Artikel 10 Absatz 1 

Genauere Abfassung und Hinweise, daß alle Nach- 
prüfungen von einem zugelassenen Installateur vor- 
zunehmen sind. 

Zu Artikel 10 Absatz 3 

Streichungen einer Präzisierung, die überflüssig und 
auch außerordentlich schwer zu ermitteln ist. 

Zu Artikel 10 Absatz 4 

Zu den Geräteteilen, die plombiert sein müssen, ge- 
hört gemäß der Verordnung (Anhang I, Kapitel V, 
Absatz 4 a) auch das Einbauschild. Bei Abfassung der 
Verordnung war davon ausgegangen worden, daß 
nur Metalleinbauschilder in Betracht kamen. Der ge- 
nannte Absatz erhält einen Zusatz, damit auch 
selbsthaftende Schilder verwendet werden können, 
die sich selbst zerstören, sobald der Versuch unter- 
nommen wird, sie zu entfernen, und die daher nicht 
plombiert zu werden brauchten. 


Zu Artikel 10 Absatz 5 

Berichtigung einer falschen Bezugnahme aufgrund 
eines Tippfehlers. 


Zu Artikel 1 1 

Anhang I, Kapitel VI ist weitgehend neu gefaßt 
worden, um einen logischeren und kohärenteren 
Wortlaut zu erzielen, der folgenden Erfordernissen 
gerecht wird: 

— ausreichend genaue Angaben über die Art der 
Unterlagen, mit denen die ordnungsgemäße Ar- 
beitsweise des neuen oder reparierten Gerätes 
sowie die zufriedenstellende Benutzung während 
des Betriebs des Gerätes bescheinigt werden; 

— Möglichkeit einer Ersteichung der einzelnen Ge- 
räte, wodurch die Nachteile einer fehlerhaften 
Herstellung und mithin etwaige spätere Ein- 
wände gegen die Bauartgenehmigung einge- 
schränkt werden können; 

— genauere Angaben über die Bedingungen, unter 
denen das Gerät einzubauen und regelmäßig 
nachzuprüfen ist; 

— geringfügige Änderungen der Bedingungen, unter 
denen die Messung der Anzeigefehler durchge- 
führt wird, und Streichung des Hinweises „mit 
nur einem Fahrer" (unrealistisch). 
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